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KURZ UND WICHTIG

ADG NICHT VERABSCHIEDET -
VERTRAG VERLETZT
Der Europäische Gerichtshof (EuGH) in
Luxemburg hat festgestellt, dass Deutsch-
land – wie auch Österreich, Finnland und
Luxemburg – zwei Antidiskriminierungs-
richtlinien nicht fristgemäß umgesetzt 
und damit den EU-Vertrag verletzt hat
(C329/04). Betroffen sind die Gleich-
behandlungsrichtlinie zu Rasse und 
ethnischer Herkunft (2000/43/EG) und 
die Richtlinie zur Gleichbehandlung in 
Beschäftigung und Beruf (2000/78/EG).
Ob und in welcher Höhe ein Bußgeld zu
zahlen ist, muss in einem zweiten Verfah-
ren festgestellt werden.

Obwohl dieses Urteil bereits am 4. Mai
ergangen war, blockierte der unionsdomi-
nierte Bundesrat am 8. Juli das Antidiskri-
minierungsgesetz (ADG) zur Umsetzung
der Gleichbehandlungsrichtlinien. Wegen
der vorgezogenen Bundestagswahl am 
18. September ist die Gesetzesinitiative
damit gescheitert und muss nach der 
Wahl erneut eingebracht werden.

FAMILIENBERICHT: ROTGRÜN
AUF DEM RICHTIGEN WEG
Der siebte Familienbericht zollt der rot-
grünen Bundesregierung Zustimmung zu
ihrer Familienpolitik. Bei der Übergabe 
des Berichts an Familienministerin Renate
Schmidt am 16. August sagte der Vorsit-
zende der Familienkommission, Professor
Hans Bertram, ein Elterngeld als Lohner-
satz könne dem „Achterbahneffekt“ bei
der finanziellen Situation junger Familien
entgegenwirken. Im Familienbericht wird
ein Optionszeitenmodell vorgeschlagen.
Damit könnten sich Beschäftigte vorüber-
gehend freistellen lassen, um sich zum
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Beispiel der Familie oder der Weiterbildung
zu widmen. Die Kommission plädiert dafür,
alle staatlichen Leistungen in einer Fami-
lienkasse zusammenzuführen, weist aber 
darauf hin, dass Geld allein nicht reiche.
Vielmehr müsse die Mischung aus finan-
zieller Unterstützung, Infrastruktur und
Rahmenbedingung stimmen.
Die Bundesregierung erarbeitet jetzt 
eine Stellungnahme zu dem Bericht.
Veröffentlicht wird er vorerst nicht.

BAG LEHNT TEILZEIT WEGEN
HOHER KOSTEN AB
In einem Urteil zum Teilzeit- und Befris-
tungsgesetz hat das Bundesarbeitsgericht
(BAG) konkretisiert, was es unter unver-
hältnismäßigen zusätzlichen Kosten ver-
steht. Ein Pharmareferent hatte die Verrin-
gerung seiner Arbeitszeit von 37,5 auf 
30 Stunden beantragt und argumentiert,
er könne seine Arbeit auch in der kürzeren
Zeit erledigen, eine Ersatzkraft sei nicht
nötig. Dem widersprach der Arbeitgeber,
lehnte aber eine weitere Teilzeitkraft we-
gen der hohen Kosten ab. Als Begründung
führte er 70.000 Euro zusätzliche Aufwän-
dungen für Ausbildung, Einarbeitung und
Personalbeschaffung im Jahr der Einstel-
lung und 30.000 Euro jährlich für Arbeits-
mittel, Weiterbildung sowie Führung und
Koordination in den Folgejahren an. Das
BAG folgte dieser Argumentation
(Az.: 9 AZR 409/04)

PENSIONSKASSE DARF NICHT
DISKRIMINIEREN
Eine Pensionskasse, die von einem Unter-
nehmen mit der betrieblichen Altersversor-
gung beauftragt wird, muss ihre Leistun-
gen unabhängig von versicherungsmathe-
matischen Vorgaben so erbringen, dass

niemand wegen seines Geschlechts be-
nachteiligt wird. Das hat das Bundesar-
beitsgericht bereits im September 2004
entschieden. Dieser Grundsatz gilt für 
beitragsfreie Betriebsrenten, nicht jedoch
für die Anteile, die ein Beschäftigter zu-
sätzlich durch eigene Beiträge erworben
hat. Im verhandelten Fall hatte eine Pen-
sionskasse die Altersgrenze für Männer
auf 65 Jahre festgelegt, für Frauen auf 
60 Jahre. Wer seine Rente früher bean-
sprucht, muss pro Monat 0,4 Prozent Ab-
schlag hinnehmen. Dagegen hatte ein
Arbeitnehmer geklagt, dem ein Abschlag
berechnet wurde, weil er sich mit 60 Jah-
ren aus dem Arbeitsleben zurückgezogen
hatte. Das BAG gab ihm teilweise recht
und verwies den Fall zurück ans Hessische
Landesarbeitsgericht in Frankfurt.
Az.: 3 AZR 550/03

NORWEGEN: PFLICHTQUOTE
FÜR AUFSICHTSRÄTE
Seit dem 2. September müssen die 474 an
der Börse notierten norwegischen Unter-
nehmen 40 Prozent ihrer Aufsichtsrats-
posten mit Frauen besetzen. Damit hat 
das skandinavische Land eine seit länge-
rem bestehende Praxis in Gesetzesform
gegossen. Schweden will nachziehen.
Justizminister Thomas Bodström hat eine
entsprechende Gesetzesinitiative angekün-
digt. In Norwegen halten Frauen derzeit
22 Prozent aller Aufsichtsratsmandate, in
Schweden liegt die Quote bei „nur“ 17
Prozent und damit immer noch meilenweit
über dem Anteil der Frauen in deutschen
Aufsichtsräten. Hierzulande sind nur drei
Prozent der Anteilseigner in den Kontroll-
organen von DAX- und MDAX-Unterneh-
men weiblich. Auf der Arbeitnehmerbank
sitzen immerhin 20,3 Prozent Frauen.

WAHLBETEILIGUNG VON
MÄNNERN UND FRAUEN

Frauen 79,4% 75,7%

Männer 79,9% 77%

Insgesamt 79,6% 76,3%

Quelle: Bundeswahlleiter

Zu den Bundestagswahlen 1994 und 1998
gab es keine repräsentative Wahlstatistik

2002 1990
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TAUSEND FRAUEN FÜR DEN
FRIEDENSNOBELPREIS
Kennen Sie Barbara Gladysch, Ruth 
Brand oder Carla Schefter? Sie sollen für
den Friedensnobelpreis nominiert werden,
neben weiteren 997 Frauen aus der gan-
zen Welt. Ruth-Gaby Vermot-Mangold,
Europarätin und Schweizer Nationalrätin,
hat die Initiative „1000 Frauen für den
Friedensnobelpreis“ gegründet, weil seit
1901 zwar 80 Männer, aber nur zwölf
Frauen den Friedensnobelpreis erhielten.
Unterstützt von der Schweizer UNESCO-
Kommission wurden in 20 Weltregionen
1000 Frauen ausgewählt.

Für Vermot-Mangold stehen sie für Milli-
onen, die sich täglich für den Frieden ein-
setzen. Die Mehrheit der 15 nominierten
Deutschen sind Basisarbeiterinnen. Die
eine gründete die Initiative Mütter für
Frieden und engagierte sich für die Kinder
von Tschernobyl. Die andere arbeitet für
„Amica“, eine Organisation zur Unter-
stützung kriegstraumatisierter Frauen, im
Kosovo. Eine dritte hat ein Krankenhaus 
in Afghanistan gegründet. Zweites Ziel
neben dem Nobelpreis ist es, die Projekte
der nominierten Frauen bekannt zu
machen.
www.1000peacewomen.org

CHANCENGLEICH: POSITIVE
BILANZ
Chancengerechte Beschäftigungs- und
Strukturpolitik in der hessischen Logistik-
Region Hersfeld-Rothenburg, Mentoring
für junge Frauen im Rheinisch-Bergischen
Kreis in NRW, Gender Mainstreaming für
nachhaltige Regionalentwicklung in Süd-
brandenburg, Betriebsrätinnen-Netzwerke
in verschiedenen Regionen und Branchen,

STUDIEN UND BROSCHÜREN

Gender Mainstreaming braucht 
Qualität. Strukturqualität – Prozess-
qualität – Ergebnisqualität. Ein 
Diskussionsbeitrag. Positionen und
Hintergründe Nr. 5, hrsg. von der Ab-
teilung Gleichstellungs- und Frauen-
politik beim DGB Bundesvorstand.
Kostenlos zu bestellen bei 
maria.kathmann@dgb.de

Ute Spangenberg: Neuorientierung der
Ehebesteuerung. Ehegatten-splitting
und Lohnsteuerverfahren. Gutachten
gefördert von der Hans-Böckler-
Stiftung. Kostenloser Download:
www.boeckler.de (Projekte/Zukunft
des Sozialstaats)

Familienfreundlichkeit im Betrieb –
Betriebsvereinbarungen, Informatio-
nen und Ideen. Handlungshilfe der
Hans-Böckler-Stiftung im Auftrag des
BMFSFJ. Kostenloser Download:
www.bmfsfj.de (Forschungsnetz/
Forschungsberichte)

GENDER GAP INDEX

1 Schweden

2 Norwegen

3 Island

4 Dänemark

5 Finnland

6 Neuseeland

7 Kanada

8 Großbritannien

9 Deutschland

10 Australien

... ...

54 Korea

55 Jordanien

56 Pakistan

57 Türkei

58 Ägypten

In dem Bericht „Women’s Empowerment:
Measuring the Gender Gap“ prüfte das
World Economic Forum die Gleichstellung 
von Männern und Frauen in 58 Ländern.
Kriterien waren unter anderem Chancen-
gleichheit im Beruf, politischer Einfluss,
Ausbildung und Gesundheit.

www.weforum.org

LandRang

eine neue Kommunikationsplattform im
Internet. Die Projekte, Aktivitäten und
Veranstaltungen im Rahmen des DGB-
Aktionsprogramms „ChancenGleich“, das
vom Juli 2003 bis Ende 2004 lief, sind
jetzt in einer Broschüre zusammengefasst
und laden zum Nachahmen ein.

Der DGB-Bundesvorstand hat eine positive
Bilanz des Aktionsprogramms gezogen.
Die Erfahrungen sollen nun daraufhin
überprüft werden, wie sie zur Gewinnung
neuer Gewerkschaftsmitglieder genutzt
werden können. Dieser Frage widmet sich
eine Arbeitsgruppe.
Die Dokumentation ist zu bestellen bei:
lilo.collm@dgb.de
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Die Bundestagswahl rückt näher.
Schon frühere Wahlen haben 
deutlich gemacht: Auf uns Frauen
kommt es an. Die Stimmen von
Frauen entscheiden die Wahl. Das
müssen die Parteien berücksichti-
gen, meint Ursula Engelen-Kefer.

Wir haben die am besten ausgebildete
Frauengeneration, die es je gab. Doch
wirkt sich das nicht auf ihre Chancen am
Arbeitsmarkt, auf ihre Entlohnung und 
ihre Aufstiegsmöglichkeiten aus. Freiwillige
Maßnahmen der Wirtschaft allein reichen
nicht. Um auf dem Weg zur Gleichstellung
von Frauen und Männern weiter zu 
kommen, befürworten wir Gewerkschafte-
rinnen ein Gleichstellungsgesetz für die
Privatwirtschaft mit verpflichtenden Zielen
und verbindlichen Instrumenten. Zunächst
kann zumindest das Antidiskriminierungs-
gesetz helfen, strukturelle Benachteili-
gungen wie Entgeltdiskriminierung und
mangelnde Aufstiegschancen von Frauen
zu verringern. Dies muss einhergehen mit
kollektiven Durchsetzungsrechten, zum
Beispiel für Betriebsräte.

Die Gleichstellung von Frauen im Arbeits-
leben ist ohne gute Bedingungen zur
Vereinbarkeit von Familie und Beruf nicht
denkbar. Der Ausbau von flächendecken-
den und qualitativ hochwertigen Ganz-
tagsbetreuungsplätzen auch für unter
Dreijährige muss gefördert werden. An-
dernfalls haben Frauen zu lange berufliche
Auszeiten, erleiden Qualifikationseinbußen
und müssen den Verlust von Karrierechan-
cen in Kauf nehmen. Die Einführung eines
Elterngeldes als einjährige einkommensab-
hängige Lohnersatzleistung kann Frauen
und Männern eine schnellere Rückkehr 

in den Beruf ermöglichen. Elterngeld sorgt
auch für eine gerechtere Verteilung der
Familienarbeit, weil es Männern erleich-
tert, sich stärker an der Kindererziehung 
zu beteiligen.

Frauen bekommen die Reformen am Ar-
beitsmarkt besonders deutlich zu spüren.
Ehemalige Sozialhilfeempfängerinnen
haben jetzt zwar Zugang zu arbeitsför-
dernden Maßnahmen. Der Anteil der 
langzeitarbeitslosen Frauen, die keine
Leistungen erhalten, hat jedoch zugenom-
men. Eine Million Arbeitslose müssen
inzwischen ohne staatliche Unterstützung
auskommen. Die Arbeitsförderung für 
diesen Personenkreis wie auch für Berufs-
rückkehrerinnen ist unerlässlich und muss
aus Steuermitteln finanziert werden.
Außerdem sollten beide Gruppen einen
Anspruch auf Qualifizierung und eine
eigenständige Sozialversicherung erhalten.
Zudem muss die Anrechnung des Partner-
einkommens verändert werden: Frauen
dürfen nicht zunehmend in Abhängigkeit
von ihrem Partner geraten.

Überdurchschnittlich oft landen Frauen 
in prekären Arbeitsverhältnissen. Zwei
Drittel aller MinijobberInnen sind weiblich.
Immer weniger Frauen finden ein sozial-
versicherungspflichtiges Beschäftigungs-
verhältnis, ein existenzsicherndes Ein-
kommen rückt damit in weite Ferne. Eine
Reform der Minijob-Regelungen würde
hier Abhilfe schaffen.

Mit diesem Thema eng verknüpft ist das
Arbeitnehmerentsendegesetz. Wir setzen
uns für dessen Ausweitung auf alle Wirt-
schaftsbereiche ein, um tarifliche Mindest-
löhne leichter durchsetzen zu können.

MEGATHEMA
ARBEITSMARKT

URSULA ENGELEN-KEFER 
NENNT ECKPUNKTE ZUR
BUNDESTAGSWAHL

Ursula Engelen-Kefer, stellvertretende
DGB-Vorsitzende

Einen Newsletter mit den frauen- und
gleichstellungspolitischen Forderungen
des DGB zur Bundestagswahl gibt es bei
lilo.collm@dgb.de
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sollen. Damit würde das Primat „ambu-
lant vor stationär“ verstärkt. Gleichzeitig
kann dadurch der Druck auf die Ange-
hörigen von Pflegebedürftigen erhöht
werden.

Der DGB-Bundesfrauenausschuss hat sich
in einer ersten Diskussionsrunde für bes-
sere Teilzeitregelungen und gegen eine
Pflegezeit analog zur Elternzeit ausge-
sprochen (siehe S. 12). Diese Positionen
werden in der DGB-Bundesfrauenkonfe-
renz im November 2005 weiter beraten.

Beschlüsse zu fassen ist das Eine, gute
Praxis das Andere. Gewerkschaftsfrauen
sind gefordert, die Vereinbarkeit von Beruf
und Pflege zu einem gesellschaftlichen
Thema zu machen. Modellprojekte in
Betrieben und Kommunen zu initiieren,
dient diesem Ziel (siehe S. 15). Ebenso
wird es hilfreich sein, wenn sich Gewerk-
schaftsfrauen mit anderen Frauenorgani-
sationen und -verbänden wie auch mit
Parteipolitikerinnen, die an dieser Thema-
tik arbeiten, zu vernetzen.

Die problematische aktuelle Praxis zeigen
ein Bericht aus dem Pflegealltag (S. 7)
und Informationen zum Schwarzmarkt
Pflege (S. 16). Wie es funktionieren könn-
te, macht die Caritas Frankfurt vor (S. 13).
Auch das Pflegebudget weist in die rich-
tige Richtung (S. 17).

Über Generationen hinweg hat der deut-
sche Staat in Sachen Kinderbetreuung auf
Kosten der Frauen gewirtschaftet. Das
darf sich in der Pflege nicht fortsetzen.
Eine breite gesellschaftliche Debatte ist
überfällig. Diese Ausgabe von „Frau geht
vor“ leistet dazu einen Beitrag.

Vereinbarkeit von Beruf und Fami-
lie – lange Zeit ging es dabei nur
um die lieben Kleinen. Doch immer
mehr Erwerbstätige bekommen
Probleme im Alltag, weil sie zu
Hause Angehörige pflegen. „Frau
geht vor“ beschreibt verschiedene
Facetten dieses Zukunftsproblems
und diskutiert Lösungen.

Im Jahr 2002 gab es 1,4 Millionen Pflege-
bedürftige in Privathaushalten. Ihre Zahl
wird bis zum Jahr 2050 auf 3,4 Millionen
steigen. Schon jetzt sind knapp drei Viertel
der Hauptpflegepersonen Frauen, knapp
die Hälfte ist zwischen 40 und 64 Jahre 
alt (siehe S. 18). „Von ihnen wird Unmög-
liches verlangt“, sagt Dr. Corinna Bark-
holdt. „Denn Arbeitswelt und Pflege sind
strukturell unvereinbar.“ (S. 9)

Wenn wir vermeiden wollen, dass Frauen
von der Erziehungsfalle in die Pflegefalle
tappen und gänzlich vom Arbeitsmarkt
verschwinden, müssen wir handeln. In der
Pflegeversicherung besteht das Primat
„ambulant vor stationär“. Es entspricht
sicherlich überwiegend den Wünschen 
vieler älterer Menschen, bei Bedarf von
Familienangehörigen versorgt zu werden.
Möglichst lange in der gewohnten Umge-
bung bleiben zu können, bedeutet für
pflegebedürftige Menschen, ihre Lebens-
qualität so weit wie möglich zu erhalten.
Es entspricht aber nicht den Wünschen der
Pflegenden, die Erwerbsarbeit aufzugeben.

Vorschläge zur Reform der Pflegeversiche-
rung liegen auf dem Tisch. Ihnen ist zu
entnehmen, dass die monatlichen Pflege-
leistungen für stationäre Pflege gesenkt
und für häusliche Pflege erhöht werden

VERNETZTES
HANDELN UND
GUTE PRAXIS

DIE PROBLEME PFLEGENDER
ERWERBSTÄTIGER STEHEN
AUF DER AGENDA

VON MARIA KATHMANN

Maria Kathmann bearbeitet das Thema
Pflege in der Abteilung Gleichstellungs-
und Frauenpolitik beim DGB-Bundes-
vorstand



cherte Beamtenwitwe, organisiert den
Pflegedienst für morgens, das Essen auf
Rädern für mittags und vier Mal pro
Woche die Betreuung durch die Kirchen-
gemeinde. Er kümmert sich um die
Wäsche, koordiniert die Putzhilfe und
regelt die Finanzen sowie die komplizier-
ten Steuerangelegenheiten. Nachts steht
er auf, wenn im Nachbarhaus Licht
brennt. Bei Kontrollgängen prüft er, ob
alles in Ordnung ist.

Eigentlich wollte Wels die Altersteilzeit
mit Ehefrau Ulrike genießen, die ebenfalls
berufstätig ist. Sie wollten Pläne verwirk-
lichen, an die bei zwei Full-Time-Jobs 
und zwei Kindern nicht zu denken war.
Stattdessen ist er nun rund um die Uhr
eingespannt. „Sobald ich das Haus ver-
lasse, schalte ich mein Handy ein“, sagt
er. „Ich lebe in ständiger Erwartung.“

Hochdruck rund um die Uhr
Als die Mutter von Torsten Möller (Name
geändert) anfing, „nicht nachvollziehbare
Sachen“ zu machen, wohnte er mit seiner
Frau und zwei Töchtern im Elternhaus.
„Mama stopfte blaue Socken mit gelbem
Garn oder sah Schmutz, wo es blitzblank
war. Meine Töchter durften den Garten
nicht mehr betreten, weil sie angeblich
die Wäsche dreckig machten.“

Als tragisch erlebte Torsten Möller das
Abwehrverhalten seines Vaters, der die
Veränderung der Ehefrau nicht wahrha-
ben wollte. Nach der Diagnose Alzheimer
rieten die Ärzte, umgehend einen Heim-
platz zu suchen. Während der Sohn die
Pflege und externe Hilfen organisieren
wollte, schaltete der Vater auf stur: Er
lehnte Haushaltshilfe und Pflegedienst ab.

SCHWERPUNKT
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Wolfgang Wels’ Mutter leidet an
Alzheimer. Doch er hat Glück im
Unglück. Als städtischer Bediens-
teter konnte er mit 57 Jahren in
Altersteilzeit gehen. Torsten Möller
erinnert sich ungern an die Pflege
seiner inzwischen verstorbenen
Mutter. Damals geriet die Situation
aus dem Ruder. Fast wäre seine
Ehe zerbrochen. Auch der Arbeits-
platz war gefährdet.

„Mein Leben wurde umgekrempelt, als der
Arzt Alzheimer diagnostizierte.“ Wolfgang
Wels berichtet sachlich, doch das Schicksal
seiner Mutter geht ihm erkennbar unter
die Haut. Die alte Dame war stets rüstig
und geistig rege. „Plötzlich zog sie im
Hochsommer Wintersachen an“, erzählt er.
Die Familie deutete die Signale zunächst
falsch: „Wir glaubten, sie wäre ein biss-
chen vergesslich. Uns war nicht klar, dass
es der Prozess des geistigen Verfalls war.“

Bald wusch sie sich nicht mehr, die Woh-
nung verwahrloste, sie war unruhig, streif-
te auch nachts umher. Immer öfter musste
Wolfgang Wels nach dem Rechten sehen,
sprang hin und her zwischen Arbeit, Mut-
ter und seiner Familie. Im Stadtteil konnte
sie sich nicht mehr orientieren; sie verlief
sich, kam aber Gott sei Dank immer wie-
der heil zu Hause an.

Ständige Bereitschaft
Jetzt begleitet der Sohn sie überall hin:
Zu mehreren Ärzten, auf Spaziergängen,
einmal wöchentlich zum Essen mit der
ganzen Familie. Wolfgang Wels kümmert
sich auch um die Pflegeversicherung.
Pflegestufe I wurde gewährt. Er schreibt
Beihilfeanträge für die privat krankenversi-

SPAGAT ZWISCHEN
ARBEIT UND PFLEGE

WENN PFLEGE DEN ALLTAG 
AUFFRISST: ZWEI BEISPIELE

VERFÜGBARKEIT DER PFLEGE-
PERSONEN

Täglich rund um die Uhr 64%

Täglich stundenweise 26%

Im Wochenverlauf 8%

Seltener 2%

Quelle: Infratest Sozialforschung

Professionell erbrachte Pflegeeinsätze sind hierbei
nicht berücksichtigt.
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Er haderte mit seinem Schicksal und ließ
die Dinge laufen: „Ich bin 49 Jahre lang
verheiratet, und dann passiert so was.“

Die Vorhersage der Ärzte trat ein: Der 
geistige Verfall der Mutter ging rasend
schnell, die Situation eskalierte. Sie er-
kannte niemanden mehr, litt unter Panik-
attacken und war bisweilen aggressiv.
Wenn sie sich bedroht fühlte, schrie sie
laut aus dem Fenster. Torsten Möller be-
schreibt, wie er zwischen allen Stühlen
saß: Nachts war an Schlaf kaum zu den-
ken. Bei der Arbeit stand er unter Hoch-

druck, ständig kamen Anrufe mit Hiobs-
botschaften und er musste kurzfristig nach
Hause fahren. „Zum Glück war mein
Arbeitgeber großzügig und verständnis-
voll, sonst hätte ich meinen Job verloren“,
meint er im Rückblick. Die Kinder, damals
zwei und sechs Jahre alt, waren verstört
und unglücklich. Mit seiner Frau hatte er
nur noch Krach und sein Vater stritt mit
der Schwiegertochter. „Ich war absolut in
der Zwickmühle, wollte es allen recht
machen. Mein Leben geriet aus den
Fugen.“

Distanz schaffen hilft
Zum Schluss habe die Pflegesituation die
gesamte Privatsphäre aufgezehrt. In einer
Nacht- und Nebelaktion gelang Möller der
Befreiungsschlag. „Ohne groß zu überle-
gen zogen wir aus. Ich kaufte von einem
auf den anderen Tag eine Eigentumswoh-
nung. Wir verschafften uns Distanz zur
Pflegekatastrophe meiner Eltern.“ Sogar
die Möbel blieben zum großen Teil zurück.
Kleidung holten sich die Möllers nach und
nach. „Hauptsache raus“ war der Impuls,
der die Familie rettete. Erst als der Sohn,
das einzige Kind, ausgezogen war, ließ
sich der Vater helfen. Zwei illegal arbeiten-
de Polinnen pflegten die Mutter rund um
die Uhr. Inzwischen ist sie gestorben und
Torsten Möller empfindet es als Makel,
dass er nicht richtig trauern kann. „Ich
muss leider sagen, dass nach ihrem Tod
eine ungeheure Last von mir abfiel. Die
Erinnerung an die Zeit vor ihrer Krankheit
ist nach den schlimmen Erlebnissen sehr
schwer.“ Und fügt hinzu: „Bei Alzheimer
ist die Pflege so undankbar. Du gibst und
bekommst nichts zurück.“

Beate Eberhardt

BELASTUNGEN IN DER PFLEGE

• Pflege bedeutet häufig Rufbereit-
schaft rund um die Uhr: Freie Zeit,
Pläne, soziale Kontakte schwinden.

•  Tagesablauf, Ruhe und Schlaf sind 
fremdbestimmt, nächtliche Störun-
gen kommen hinzu.

• Schweres Heben, enge Räume, fehlen-
de Hilfsmittel und ein Mangel an 
Fachkenntnissen belasten die 
Gesundheit.

• Räumliche Nähe, Abhängigkeit und 
eingefahrene Beziehungsmuster 
führen zu Aggressionen und 
Unzufriedenheit.

•  Belastende Intimpflege: Scham,
Hilflosigkeit und ausgeliefert Sein 
sind die bestimmenden Gefühle.

• Entscheidungen, finanzielle Lasten,
zusätzliche Hausarbeit und Arzt-
besuche machen Anspannung zum 
Dauerzustand.

• Schwerstarbeit und fehlende 
Anerkennung schwächen den Körper
bis hin zu ausgeprägten körperlichen
und seelischen Schäden.

PFLEGEPERSONEN SCHÄTZEN DIE
BELASTUNG EIN ALS...

sehr stark 41%

eher stark 42%

eher wenig 10%

gar keine Belastung 7%

Quelle: Infratest Sozialforschung
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Die Nöte der Erwerbstätigen,
die Angehörige zu Hause pflegen,
finden in der Debatte um Pflege
und Pflegeversicherung zu wenig
Beachtung, bemängelt Dr. Corinna
Barkholdt. Die Wissenschaftlerin
beschreibt, wie die Situation von
Pflegepersonen zu verbessern
wäre.

Welche Probleme haben Er-
werbstätige, die Angehörige zu 
Hause pflegen?

Diese Frage betrifft überwiegend Frauen,
die als hauptzuständig für die Pflege an-
gesehen werden. Von ihnen wird Unmög-
liches verlangt. Denn Arbeitswelt und
Pflege sind strukturell unvereinbar. Das
Erwerbssystem folgt Effizienzkriterien.
Vorgegebene Aufgaben werden in einem
geschlossenen Zeitkorsett erledigt. In der
Pflege kann es wichtiger sein, anwesend
und ansprechbar zu sein, als eine be-
stimmte Pflegeaufgabe zu erledigen. Stö-
rungen und Unvorhergesehenes gehören
dazu. Sie müssen damit rechnen, dass ein
krisenhaftes Ereignis in der Nacht Ihre
Anwesenheit am nächsten Tag oder über
mehrere Tage notwendig macht. Sie wis-
sen nicht, ob ein an Demenz Erkrankter in
der Wohnung bleibt, wenn Sie nicht da
sind.

Wie organisieren pflegende Er-
werbstätige ihren Berufsalltag?

Der Begriff „organisieren“ ist schon irre-
führend. Der Alltag lässt sich eher als ein
sich Durchwursteln beschreiben. Mit dem
Arbeitgeber oder mit Menschen, die die
Pflege unterstützen, werden informelle
Absprachen getroffen. Die Spielräume im
Erwerbssystem werden ausgeschöpft,

Urlaub und Gleitzeitkonten eingesetzt.
Wenn das nicht reicht, wird versucht, die
Arbeitszeit zu reduzieren. Ab einem gewis-
sen Grad der Pflegebedürftigkeit ist der
Ausstieg aus der Erwerbstätigkeit vorpro-
grammiert.

Die psychische Belastung ist 
dabei vermutlich enorm.

Belastend ist, dass sich die Rollen umkeh-
ren. Die Mutter wird quasi zum Kind.
Manche Angehörige fühlen sich im Verlauf
der Pflege zunehmend fremdbestimmt.
Das kann so weit gehen, dass der Pflege-
bedürftige der Pflegeperson ein schlechtes
Gewissen macht oder eine Krise insze-
niert, wenn sie mal Urlaub machen will.
Privatleben, Partnerschaft, familiäre
Beziehungen werden beeinträchtigt.

Aber auch die körperliche Belastung ist
gravierend, etwa wenn in einer Nacht
mehrfach der Schlaf gestört wird.

Können Frauen die Pflege eines 
Angehörigen ablehnen?

Ich möchte vorweg schicken, dass viele
Menschen die Pflege eines Angehörigen
als befriedigend und erfüllend empfinden.
Der Spielraum, sich gegen eine Pflege zu
entscheiden, ist allerdings begrenzt und
moralisch sanktioniert. Traditionell werden
Frauen für diese Aufgabe zuständig
erklärt. Ob sie sich zuständig, kompetent
und bereit fühlen, tritt hinter der fami-
liären und gesellschaftlichen Erwartungs-
haltung zurück. Sich der Pflege der eige-
nen Eltern oder des Mannes zu entziehen,
erfordert Mut. Wenn man erwerbstätig 
ist oder ökonomische Zwänge vorbringen
kann, lässt sich das vielleicht leichter ver-
handeln.

DURCHWURSTELN 
IM ALLTAG

PFLEGENDE ANGEHÖRIGE 
BRAUCHEN UNTERSTÜTZUNG

Dr. Corinna Barkholdt arbeitet
am Institut für Geronto-
soziologie der Uni Dortmund.
Für den fünften Altenbericht
der Bundesregierung hat 
sie die Expertise zur Verein-
barkeit von Beruf und Pflege
erarbeitet.

GESCHLECHT DER
HAUPTPFLEGEPERSON

männlich 27%

weiblich 73%

Quelle: Infratest Sozialforschung
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Wie verbreitet sind 
Pflegekarrieren?

Die Übernahme einer Pflege kann die
nächste vorbestimmen. Solche Karrieren
beginnen schon mit der Kinderbetreuung,
an die sich die Pflege von Angehörigen
anschließt. Wer pflegebedingt den An-
schluss an die Erwerbsarbeit verpasst,
hat in den Verhandlungen über die Zu-
ständigkeit einen großen Nachteil. Dann
heißt es: ‚Du bist sowieso zu Hause.’ 
Oder die Frau denkt das selbst und sieht
in der Pflege ihre einzige Möglichkeit,
sich an den familiären Aufgaben zu be-
teiligen.

Erziehung und Pflege werden 
bei der Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie in einem Atemzug 
genannt. Welche Unterschiede 
gibt es?

Im Grunde genommen verläuft beides 
völlig gegensätzlich. Kinder sind anfangs
extrem unterstützungsbedürftig. Der Auf-

wand verringert sich mit zunehmendem
Alter. Das Kind wird selbstständiger.
Es gibt eine zeitlich überschaubare Per-
spektive. Mit drei Jahren geht das Kind in
den Kindergarten. Die Pflege beginnt
häufig mit geringem Aufwand, der sich
bis zu einer extremen Abhängigkeit rund
um die Uhr steigert. Der Zeitraum ist nicht
kalkulierbar. Die durchschnittliche Pflege-
dauer beträgt acht bis 13 Jahre. Die 
Perspektive lautet Pflege bis zum Tod.
Egal wie gut Sie pflegen, das Ergebnis ist
immer Abbau.

Welche Unterstützung benöti-
gen pflegende Erwerbstätige am 
Arbeitsplatz?

Es gibt bereits eine Reihe von Arbeitszeit-
modellen und betrieblichen Sozialleistun-
gen, die auch auf die Bedürfnisse von
Pflegenden abzielen. Das Problem besteht
darin, dass sich Pflegende von vielen An-
geboten nicht angesprochen fühlen. Sie
sind – vielleicht schleichend – in eine

WER IST DIE
HAUPTPFLEGEPERSON ?

(Ehe-)Partner/in 28%

Tochter 26%

Mutter 12%

Sohn 10%

Sonstige/r Verwandte/r 7%

Nachbar/in, Bekannte/r 7%

Schwiegertochter 6%

Vater 2%

Enkel 2%

DAUER DER PFLEGE

bis 4 Jahre 46%

5 - 9 Jahre 21%

10 - 14 Jahre 15%

15 - 24 Jahre 7%

25 Jahre und mehr 6%

unbekannt 7%

Quellen: Infratest Sozialforschung
Im Durchschnitt werden Pflegebedürftige 8,2 Jahre
gepflegt.

ERWERBSSTATUS DER 
HAUPTPFLEGEPERSON

Vollzeit 19%

Teilzeit (bis 30 Stunden) 15%

Geringfügig (unter 15 Stunden) 6%

Nicht erwerbstätig 60%

„Viele Menschen 

empfinden die Pflege

eines Angehörigen 

als befriedigend 

und erfüllend.“
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Pflegesituation gerutscht und registrieren
nicht, dass sie längst den Status einer
Pflegeperson erlangt haben. Manche be-
fürchten, diskriminiert zu werden, wenn
sie sich einer Problemgruppe zuordnen.
Aus Angst um den Arbeitsplatz nehmen
viele eine ablehnende Haltung des Arbeit-
gebers vorweg und versuchen, nicht als
Belastung im Betrieb aufzufallen. Was
fehlt, sind Angebote, die es Pflegenden
ermöglichen, ohne Angst Unterstützung
wahrzunehmen oder einzufordern.

Aber im Kreis der Kolleginnen 
und Kollegen  kennt man die 
private Situation häufig.

Im Kollegenkreis und in manchen kleine-
ren Betrieben gibt es informelle Netzwer-
ke. Ausfallzeiten werden von der Gruppe
aufgefangen oder der Arbeitgeber toleriert
pflegebedingte Abwesenheit. Informelle
Absprachen scheinen in der Praxis wichti-
ger, hilfreicher und verbreiteter zu sein als
betriebliche Maßnahmen.

Welche professionelle Unter-
stützung benötigen Pflegende?

Zunächst einmal sollte die Pflege fair 
zwischen weiblichen und männlichen 
Angehörigen aufgeteilt werden. Daneben
benötigen wir ein ausreichendes und
bezahlbares Angebot an teilstationären,
stationären und ambulanten Diensten,
sowohl in der Stadt als auch im länd-
lichen Raum.

Die Pflegeversicherung hat den Anspruchs-
berechtigten im Blick, also den Pflege-
bedürftigen. Das zieht eine fortgesetzte
Marginalisierung der Pflegepersonen nach
sich, die ihren Bedarf an Unterstützung
immer nur abgeleitet vom Pflegebedürf-
tigen realisieren können. Es wäre ein
gutes Signal, ihnen zu vermitteln: Ihr habt
einen eigenen Anspruch. In Großbritannien
gibt es die Initiative „Care for the Carers“.
Davon könnten wir einiges lernen.

„Die Pflege beginnt 

häufig mit geringem

Aufwand, der sich bis 

zu einer extremen

Abhängigkeit rund 

um die Uhr steigert.

Der Zeitraum ist nicht 

kalkulierbar.“

„Der Spielraum,

sich gegen eine 

Pflege zu entschei-

den, ist begrenzt 

und moralisch 

sanktioniert.“ Infos über  „Care for the Carers“:
www.cftc.org.uk

Rente für Pflege

Wer einen Angehörigen pflegt, ist
unter bestimmten Voraussetzungen in
der Rentenversicherung pflichtversi-
chert. Folgende Voraussetzungen be-
stehen:

• Pflegebedürftige erhalten Geld-
leistungen aus der sozialen oder 
privaten Pflegekasse, Leistungen 
vom Versorgungsamt oder von 
der Berufsgenossenschaft.

• Pflegebedürftige müssen mindes-
tens 14 Stunden pro Woche in ihrer
häuslichen Umgebung gepflegt 
werden. Den Umfang der Pflege 
legt der Medizinische Dienst der 
Krankenkassen fest.

• Die Pflegeperson ist nicht länger 
als 30 Stunden pro Woche er-
werbstätig. Rentenbeiträge müssen
die Pflegepersonen nicht zahlen,
allerdings müssen sie ihre Versiche-
rungspflicht beantragen. Zustän-
dig ist die Pflegeversicherung des 
Pflegebedürftigen. Für ein Jahr 
Pflege werden derzeit je nach Auf-
wand und Pflegestufe zwischen 
rund sechs und 20 Euro gutge-
schrieben.
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Bessere Rahmenbedingungen, mo-
dularisierte professionelle Pflege-
leistungen und eine verbesserte
Teilzeit, damit, so sagt Christiane
Wilke, ließe sich die Situation von
Erwerbstätigen mit pflegebedürfti-
gen Angehörigen entspannen.

Im Frühjahr 2004 schlug eine Anregung
aus der CDU Wellen: Eine Pflegezeit ähn-
lich der Elternzeit für Angehörige solle 
die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf 
verbessern. Schon heute ist der Vorrang
der häuslichen gegenüber der stationären
Pflege per Gesetz verankert. Neben dem
Wunsch alter Menschen, ihren Lebens-
abend lieber in den „eigenen vier Wän-
den“ zu verbringen, hat dies handfeste
ökonomische Gründe: Häusliche Pflege 
ist billiger.

Vor dem Hintergrund der demografischen
Entwicklung und knapper Pflegekassen
erscheint ein Arbeitnehmerschutzrecht wie
die Pflegezeit als Stein der Weisen. Doch
wer trägt die Verantwortung für die häus-
liche Pflege und mit welchen Konsequen-
zen? Es liegt auf der Hand: Dieses „Schutz-
recht“ ginge zu Lasten der Frauen. Sie
wären zunehmendem Druck ausgesetzt,
ihre Erwerbstätigkeit zu unterbrechen.
Die Erfahrungen mit der Elternzeit zeigen:
Der Ausstieg aus dem Beruf wird zur Falle,
viele Frauen kehren nicht mehr zurück.

Fakt ist allerdings: Die derzeitige Gesetzes-
lage unterstützt die Vereinbarkeit von 
Beruf und Pflege nicht. Das Teilzeit- und
Befristungsgesetz greift zu kurz. Mehr-
monatige Ankündigungsfristen lassen bei-
spielsweise in Fällen kurzfristig auftreten-
den Pflegebedarfs – etwa nach einem

Schlaganfall – eine schnelle (vorüberge-
hende) Übernahme der Pflege nicht zu.
Das fehlende Rückkehrrecht in Vollzeit
macht die Reduzierung der Arbeitszeit im
Verlauf der Pflege häufig endgültig.

Daher haben die Vorschläge der IG Metall-
Frauen zwei Stoßrichtungen:
• Notwendig ist eine Verbesserung der 

Rahmenbedingungen für Pflegende:
Professionelle Dienstleistungen, die für 
alle bezahlbar und passgenau auf die 
Bedürfnisse der zu pflegenden Personen
und ihrer Pflegenden zugeschnitten 
sind, müssen ausgebaut und modulari-
siert werden. Für pflegende Angehörige 
muss ein arbeitsrechtlicher Rahmen 
geschaffen werden.

• Das Teilzeit- und Befristungsgesetz 
muss weiterentwickelt werden:
Pflegende müssen die Möglichkeit zur 
Arbeitszeitreduzierung – auch kurzfris-
tig – einen besonderen Kündigungs-
schutz und ein Rückkehrrecht auf eine 
gleichwertige Vollzeitstelle erhalten.

Pflegetätigkeiten sind nicht planbar und
können sich über einen langen Zeitraum
hinziehen. Gerade Übergangszeiten sind
problematisch, wenn der Pflegebedarf
kurzfristig eintritt und eine Lösung organi-
siert werden muss. Gesetzgeber und die
Tarifvertragsparteien müssen diese Über-
gangszeiten entschärfen, indem sie einen
Rechtsanspruch auf kurzfristige Freistel-
lungen für Not- und Härtefälle schaffen.

Flexible und unbürokratische Rahmenbe-
dingungen für die Teilzeit unterstützen die
Frauen und bieten eine Alternative zum
Ausstieg aus der Berufstätigkeit mit allen
negativen Konsequenzen.

DAMIT PFLEGE
NICHT ZUR FALLE
WIRD

SCHUTZ UND HILFEN FÜR
PFLEGENDE ERWERBSTÄTIGE

Christiane Wilke leitet den Funktions-
bereich Frauen- und Gleichstellungs-
politik beim IG Metall-Vorstand.
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UNTER EINEM DACH

CARITAS VERNETZT PFLEGE-
ANGEBOTE, BERATUNG UND
HILFEN FÜR ANGEHÖRIGE

Regionale Stadtteilzentren der
Caritas in Frankfurt am Main bün-
deln verschiedene Leistungen der
offenen Altenhilfe unter einem
Dach. Pflegende Angehörige erhal-
ten dort konkrete Unterstützung
und Beratung. Die Stadt Frankfurt
ist beteiligt und ergänzt das
Angebot.

„Pflegenetze sind noch Zukunftsmusik,
aber sie sind unser Ziel. Zurzeit haben 
wir eine Stufe mit vernetzten Angeboten
erreicht, die für die Betroffenen bereits
ein großer Fortschritt ist.“ Rita Wagener
und Barbara Haamel mögen ihre Caritas-
Arbeit, sie gehen darin auf. Obwohl sie
vom Team und dem Arbeitsklima schwär-
men, wollen sie die Leistungsfähigkeit
ihres Stadtteilzentrums (noch) nicht zum
„Pflegenetz“ verklären. Dennoch kann
sich die Bilanz sehen lassen.

Beratung und Vermittlung:
Erste Hilfe für Pflegende
Plötzlich erleidet Opa einen Schlaganfall
oder Oma wird immer verwirrter. Betrof-
fene oder Angehörige können sich in 
solchen Fällen an das Beratungs- und 
Vermittlungsbüro im Stadtteilzentrum
wenden. Die Federführung liege bei 
der Stadt Frankfurt und der Ortsliga der 
freien Wohlfahrtsverbände, erläutert 
Rita Wagener.

Die Zusammenarbeit mit der Caritas 
sei eng, denn: „Jeder kennt die Schnitt-
stellen, die Zuständigkeiten und die An-
gebote. Konkurrenz unter den Anbietern
gibt es nicht. Wer von einer passenden
Hilfe weiß, leitet an die entsprechenden
Verbände und Leistungsträger weiter.“

Vermittelt werden ambulante Pflege,
Tages-, Nacht- und Kurzzeitpflege, freie
Plätze zur stationären Unterbringung,
Beratung zu Fragen der Finanzierung und
Versicherung, Haushalts- und Einkaufs-
hilfen, (ehrenamtliche) Besuchsdienste,
stundenweise Betreuung, Fahrdienste,
Hilfsmittel- und Wohnraumberatung,
Gedächtnissprechstunde, mobile Mahl-
zeiten, Kulturangebote, Selbsthilfe- und
Gesprächsgruppen und vieles mehr.

Sorgentelefon:
Die Last von der Seele reden
Ein Schwerpunkt von Barbara Haamel 
ist das Telefon für pflegende Angehörige.
Sie organisiert den Service, schult beteilig-
te ehrenamtliche HelferInnen, von denen
viele früher selbst gepflegt haben. „Ange-
hörige zu pflegen bedeutet in der Regel
Dauerstress, Einsamkeit, ein fremdbe-
stimmtes Leben. Es gibt keine Distanz
zum Pflegebedürftigen,“ erläutert sie.
Wenn sich Menschen in Not am Caritas-
Telefon meldeten, sei erst einmal Zuhören
wichtig. Die Gespräche werden protokol-
liert und ausgewertet, um später eine
Bedarfsanalyse zu erstellen: Wo drückt 
die Pflegenden der Schuh, was sind die
größten Probleme, welche Unterstützung
ist nötig? Aus den Daten entwickeln die
Caritas-MitarbeiterInnen neue Angebote.

Urlaub, Erholung,
Kraft schöpfen, Grenzen setzen
Die persönlichen Bedürfnisse und die Er-
holung der Pflegepersonen kommen meist
zu kurz. Das ergaben Gespräche am Sor-
gentelefon. Das Caritas-Zentrum reagierte
und organisiert jährlich eine Urlaubsreise:
Angehörige fahren mit Pflegebedürftigen
zur betreuten Erholung nach Bad Kissin-

„Wer im Berufsleben

steht, wird ohne fun-

dierte Beratung und

Unterstützung nicht 

mit den Anforderungen

eines Pflegebedürftigen

fertig. Pflege bringt 

psychosoziale Belastun-

gen und Veränderungen

mit sich. Man sollte 

sich darauf vorbereiten 

oder zumindest nicht

allein dastehen. Schwere

Fälle und Belastungen

können eskalieren – bis

zum Zusammenbruch.“

Rita Wagener; Pflegewirtin 
und Krankenschwester
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gen. Man wechselt sich bei der Pflege
untereinander ab. Der Austausch mit an-
deren pflegenden Angehörigen weckt 
Solidarität, gibt Stärke und schafft Ent-
lastung. Eine weitere Erfahrung von
Babara Haamel: „Von gleich Betroffenen
nimmt man eher Rat und Hilfe an.“ 
Die Pflegenden erhielten im Urlaub neue
Ideen zur Alltagsgestaltung, lernten bei
anderen, Grenzen zu setzen.

Schreibwerkstatt entlastet und
schafft Distanz
Wer pflegt, verliert sich in der Daueran-
spannung. Persönliche Bedürfnisse gera-
ten aus dem Blickfeld. Deshalb gründete
Barbara Haamel gemeinsam mit Kollegin-
nen eine Schreibwerkstatt für Pflegende.
Sie verleite zum Ausbruch aus dem Pfle-
gealltag, steigere das Selbstwertgefühl,
schaffe Distanz und öffne die Augen für
die Banalitäten der Umwelt, so lauten 
ihre Erfahrungen. Wer kreativ sei, agiere
wieder, während man in der Pflege nur
reagiere. Deshalb sorgen die Caritas-
MitarbeiterInnen für Kurse und Angebote
im Freizeit- und Kulturbereich.

Hilfe bei psychischen 
Erkrankungen
Suchterkrankungen, Psychosen, Schizo-
phrenien und Depressionen sind verbrei-
tet. Leider werden sie selten oder zu 
spät erkannt und diagnostiziert. Rita
Wagener bietet bei der Caritas Frankfurt
die Beratung in diesen Fragen an:
„Von der ersten Kontaktaufnahme am
Telefon, über den Hausbesuch bis hin 
zur langfristigen Begleitung sind wir für
Ratsuchende da.“ Die äußeren Lebens-
umstände werden geklärt, Verwandte
erhalten Informationen zur Krankheit 

und zum Umgang mit Patientinnen und
Patienten. Zum Lernprozess gehören 
auch der Umgang mit Aggressionen, das
Reflektieren der eigenen Rolle in der 
Pflege und innerhalb der Familie.

Gesprächskreise und 
Selbsthilfe
Wer pflegt, benötigt Rückhalt. Auch prak-
tische Tipps und fachliche Informationen
sind nötig, denn schließlich geht es bei
Pflege und Medizin um komplizierte Fach-
bereiche. Das Prinzip der „Aufopferung“
ohne Plan und Ziel ist fehl am Platz.
Wichtige Fragen sind: Was will ich mit 
der Pflege erreichen, was kann ich leisten,
wo brauche ich Hilfe, wie viel Freiraum,
wie viel Erholung ist nötig, wo bekomme
ich punktuell Unterstützung, wer bietet
kontinuierliche Hilfe?

„Effektiv und motivierend ist der Aus-
tausch mit ähnlich Betroffenen in Ge-
sprächskreisen und Selbsthilfegruppen“,
weiß Barbara Haamel. Allerdings benö-
tigten solche Treffen eine professionelle
Struktur. Selbsthilfegruppen seien auf
Impulse von außen angewiesen, damit 
sie nicht ins Leere liefen. Es gebe teils
geleitete, teils selbstständig arbeitende
Gruppen. Auch die selbstständigen Kreise
erhielten in regelmäßigen Abständen Hilfe
und Anleitung. „Wir sorgen dafür, dass
sich Selbsthilfe entfalten kann und sich
Gruppen nicht im Kreis bewegen. Sonst
brechen sie schnell wieder auseinander.“

Beate Eberhard

„Pflegende Angehörige

sollten ihre Berufstätig-

keit als eine grossartige

Ressource und Chance

betrachten. Sie sind nicht

isoliert, bleiben im Alltag.

Die Betriebe müssten bes-

ser auf die Bedürfnisse

der Pflegekräfte reagie-

ren, zum Beispiel mit 

flexiblen Arbeitszeiten.

Vom Berufsausstieg rate

ich ab. Die Belastungen

der pflegenden Ange-

hörigen sollten öffent-

lich bekannter und

transparenter sein.

Vielleicht entsteht da-

raus mehr Verständnis.“

Barbara Haamel,
Fachkrankenschwester
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In der Stadt Wiehl im Oberbergi-
schen Kreis haben sich sechs
Dienstleister und gemeinnützige
Verbände aus dem Bereich der
Altenarbeit zusammengeschlossen.
Gemeinsam wollen sie gezielter
auf die Bedürfnisse ihrer Kundin-
nen und Kunden eingehen.

„Es geht darum, Kompetenzen zu bün-
deln“, erklärt Elke Neuburg von der kom-
munalen Pflege- und Wohnberatungsstelle
in Wiehl. Sie koordiniert das Netzwerk
„Wiehl vernetzt“ seit zwei Jahren. Mit von
der Partie sind die Johanniter-Unfall-Hilfe,
Malteser Hospizgruppe, alternative Haus-
krankenpflege Uwe Söhnchen, Diakonie
Sozialstation und das Betreuungsbüro
Groß/Mehler. „Es ist ein unbürokratischer
Zusammenschluss“, betont Neuburg.
Anfragen werden an den darauf speziali-
sierten Netzwerkpartner weitergeleitet.
Gemeinsame Initiativen besprechen und
organisieren die Partnerorganisationen bei
den regelmäßigen Treffen. Zum Beispiel
häusliche Krankenpflegekurse für pflegen-
de Angehörige.

In diesem Jahr wurde eine Befragung der
über 55-jährigen EinwohnerInnen Wiehls
und der pflegenden Angehörigen initiiert.
„Aufgrund der demografischen Entwick-
lung wird sich das Wohnen und Leben ver-
ändern. Wir wollten die Entwicklung stadt-
teilbezogen ermitteln,“ erklärt die Koordi-
natorin. Susanne Dalkmann von der Bera-
tungsgesellschaft ISA Consult in Bochum
übernahm es, die Fragebögen auszugestal-
ten und auszuwerten. Die pflegenden
Angehörigen definiert sie als eigene Ziel-
gruppe, für die eigene Dienstleistungen
entwickelt und erbracht werden sollten.

In zwei getrennten Fragebögen wurden
der aktuelle und künftige Pflegebedarf in
den Bereichen Mobilität, Hauswirtschaft
und Betreuung, Gesundheit und Körper,
Freizeit und Lernen sowie Beratung und
Information ermittelt.

Erste Ergebnisse: Die Personengruppe 
der über 55-Jährigen gab als wichtigste 
Angebote die Haushaltshilfe und den
Einkaufsdienst an. Mit zunehmendem Al-
ter werden Hausnotruf, Tagespflege und
Leistungen der Grundpflege stärker
genutzt. In Zukunft werden auch mobile
Leistungen im Bereich Gesundheit und
Pflege verstärkt nachgefragt. Insbesondere
Frauen haben Interesse an einen mobilen
Fußpflegedienst und Frisör. Für das An-
gebot „betreutes Wohnen“ wurde eine
deutliche Standortpräferenz in einem
bestimmten Stadtteil von Wiehl ermittelt.
Informationsbedarf besteht beim Thema
Patientenverfügung sowie bei der Vorsor-
gevollmacht.

Die pflegenden Angehörigen sehen eben-
falls einen Bedarf an mobilen Fußpflege-
diensten und Frisören und wünschen sich
eine stundenweise Betreuung des Pflege-
bedürftigen in der eigenen Wohnung.
Zudem besteht Interesse, an Gesundheits-
angeboten für sich selbst teilzunehmen.

Die Ergebnisse werden jetzt detailliert aus-
gewertet und umgesetzt. Für den Herbst
2005 hat das Netzwerk ein Seminar zum
Thema Patientenverfügung organisiert.
„Mobile Fußpflege und Frisöre gibt es
bereits“, sagt Elke Neuburg. Sie müssten
ihre Angebote jedoch bekannter machen.

Carmela Mudulu

KOMPETENZEN 
BÜNDELN

PFLEGENDE ANGEHÖRIGE 
ALS EIGENE ZIELGRUPPE
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Genaue Angaben zum Ausmaß von
Schwarzarbeit in der häuslichen
Pflege gibt es nicht. Fest steht
aber, dass viele Familien auf „Ille-
gale“ zurückgreifen.

Nach Schätzungen arbeiten etwa 60.000
bis 70.000 Menschen aus Osteuropa – 
oft ohne Arbeitserlaubnis – in deutschen
Haushalten. „Wenn wir daran rühren, kol-
labiert das Pflegesystem“, ist sich Claus
Fussek, Leiter der Vereinigung Integrations-
förderung in München, sicher. Er kritisiert:
„Unsere Gesellschaft schweigt zu einem
Thema, das uns früher oder später alle be-
trifft.“ Das Problem habe mehrere Seiten:
Die Sicht der hilfebedürftigen Menschen,
der pflegenden Angehörigen und der Pfle-
gebetriebe.

Von den über zwei Millionen Pflegebedürf-
tigen werden mehr als zwei Drittel zu
Hause versorgt – in der Regel von Frauen.
Oft wollen weder diese noch die Betrof-
fenen selbst ein Pflegeheim in Anspruch
nehmen. Je zeitaufwändiger die Betreu-
ung, desto teurer der Einsatz ambulanter
Pflegedienste. „Eine zeitintensive Pflege ist
für den ‚Normalbürger’ nicht zu bezah-
len“, meint Fussek. Die Wahrscheinlichkeit
sei groß, dass auf illegale Hilfen zurück
gegriffen werde. Für die Angehörigen
bedeuteten die Frauen aus Osteuropa
Entlastung. Sie hätten endlich wieder ein
Privatleben.

Auf der anderen Seite steht die Arbeits-
situation von MitarbeiterInnen in Pflege-
betrieben. Sie rasen oft im Minutentakt
von Patient zu Patientin. „Diese Arbeits-
weise und die Abrechnung nach Leistungs-
komplexen empfinden viele als unmensch-

lich“, weiß der Sozialarbeiter. Gebraucht
werde ein bezahlbares breites Angebot,
etwa eine stundenweise Entlastung der
Angehörigen.

Gabriele Feld-Fritz, Pflegeexpertin bei der
ver.di-Bundesverwaltung, ist der Ansicht:
„Schwarzarbeit in der Pflege vernichtet
reguläre Arbeitsplätze. Und das sind über-
wiegend Frauenarbeitsplätze. Sie wirkt 
als Dumping auf die Arbeitsbedingungen.“
Ganz zu schweigen von der prekären
Lebens- und Arbeitssituation der illegalen
Hilfskräfte. Durch Schwarzarbeit gingen
Sozialversicherungsbeiträge verloren, über
die sich die Pflege ja eigentlich finanziere.
Feld-Fritz betont, dass die Pflegeversi-
cherung eine Teilkaskoversicherung ist 
und sich ihre Leistungshöhen seit ihrer
Einführung nicht verändert haben: „Sie 
wurden nicht der allgemeinen Kostenent-
wicklung angepasst. Die Leistungen der
Pflegeversicherung reichen nicht aus, um
die Pflegekosten abzudecken.“

„Wenn Männer pflegen müssten, gäbe 
es bessere Gesetze und mehr Geld.“ 
So zitiert Fussek eine pflegende Ehefrau.
Gabriele Feld-Fritz gibt ihr recht. Gewerk-
schafterin und Sozialarbeiter stimmen
darin überein, dass sich die Angebote an
den Betroffenen und ihren Familien orien-
tieren müssten. Denkbar sind Tagesstätten
für Menschen, die eine ständige Aufsicht
benötigen oder Wohngemeinschaften 
für Ältere. Beide Fachleute fordern, die
Qualität der Pflege in den Haushalten zu
kontrollieren. Für Fussek steht fest: „Die
Pflege ist nicht marktfähig. Sie muss vom
Staat subventioniert werden.“

Carmela Mudulu

„PFLEGE IST NICHT
MARKTFÄHIG“

SCHWARZARBEIT,
DAS VERDRÄNGTE PROBLEM 
IN DER PFLEGE

HÄUSLICHE
PFLEGEARRANGEMENTS

Ausschließlich Familie 
oder Bekanntenkreis 55 %

Privat plus selbstfinanzierte 
sonstige Hilfen 9 %

Private und professionelle 
Pflege 28 %

Nur professionelle Pflege 8 %

Nur selbstfinanzierte 
sonstige Hilfen 0 %

Keine Hilfen 0 %

Quelle: Infratest Sozialforschung
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ihre Angehörigen. „Den Anbietern gegen-
über sind wir das Sprachrohr der Pflege-
bedürftigen“, definiert Sandra Eggers.

Nicht jeder kommt mit der neuen Auto-
nomie zurecht. „Wir brauchen daher 
einfache Verträge und regionale Service-
strukturen“, fordert Professor Thomas 
Klie, der das Projekt und die wissenschaft-
liche Begleitstudie leitet. Auch die Büro-
kratie wurde auf ein Minimum reduziert.
Die Klientinnen und Klienten bekommen
das Budget jeden Monat überwiesen.
Die Case Managerinnen unterstützen sie
dabei, das Geld möglichst effektiv einzu-
setzen. Angehörige dürfen nicht bezahlt
werden. Auch Schwarzarbeit (siehe S. 16)
ist tabu. Anhand des Hilfeplans, der Ver-
träge mit den Anbietern und der gestellten
Rechnungen überblicken die Case Mana-
gerinnen, dass das nicht unter der Hand
geschieht. Diese Kontrolle reiche aus, mei-
nen Johanna Wurm und Sandra Eggers.

Eggers befürchtet auch nicht, dass das
Pflegebudget das Lohndumping verstärkt.
Sie weist darauf hin, dass Pflegedienste
bisher weder eigene Preise bilden noch
ihre Angebote diversifizieren konnten, weil
sie am Tropf der Pflegekassen hingen.

Auch Michaela Röber, Juniorprofessorin 
für Pflegemanagement an der FH Frank-
furt, hält das Pflegebudget für eine gute
Alternative zum bisherigen Abrechnungs-
system. „Das Problem ist nicht nur das
Abrechnungssystem selbst. Das Problem
besteht auch darin, was überhaupt 
leistungsfähig ist.“ Aktivierende Pflege,
Beratung und Kommunikation fallen 
unter den Tisch. Das könne sich mit dem
Pflegebudget ändern.

Eine stärkere Position der Pflege-
bedürftigen und ihrer Angehörigen
und vielfältigere ambulante Ange-
bote, das soll das Pflegebudget
bringen. In einem Modellprojekt
der Pflegekassen wird das neue
Instrument in der Praxis überprüft.

„Case Managerin – für alte Leute ein
schwer verständlicher Begriff“, meint
Johanna Wurm vom Pflegebudget-Büro 
in Neuwied. „Doch was dahinter steckt,
ist äußerst hilfreich.“ Case Managerinnen
sind das Herz des Modellprojekts zum
Pflegebudget.

In sechs Städten oder Kreisen können
Pflegebedürftige ihren persönlichen
Pflegemix zusammenstellen. Mit einem
Budget in Höhe der Höchstbeträge für
Sachleistungen (siehe Tabelle) kaufen sie
die erforderlichen Dienste selbst ein. Case
Managerinnen wie Johanna Wurm unter-
stützen sie dabei: In einem „Assessment“
erheben sie den Bedarf – gesundheitlicher
Zustand, Selbstständigkeit, familiäre und
die räumliche Situation: Kann die verwirrte
Dame noch selbst kochen? Wer hilft dem
Alzheimer-Patienten bei der Körperpflege?
Nicht immer müsse das eine examinierte
Altenpflegerin übernehmen, die im Minu-
tentakt von Klient zu Klientin hetzt. So
manchem verwirrten Menschen müsse nur
jemand einfühlsam und geduldig sagen,
was er als nächstes tun soll, meint Sandra
Eggers vom Pflegbudget-Büro in Erfurt.

Die Case Managerinnen erstellen einen
Hilfeplan, vermitteln professionelle Anbie-
ter oder auch ehrenamtliche HelferInnen.
Sie helfen bei der Vertragsgestaltung und
beraten die Pflegebedürftigen wie auch

PERSÖNLICHER
PFLEGEMIX

PFLEGEBUDGET KÖNNTE 
BISHERIGES SYSTEM ERSETZEN

PFLEGEBUDGET + PFLEGEGELD
DER EINZELNEN PFLEGESTUFEN

Pflegestufe          Pflegebudget Pflegegeld

I           384 Euro        205 Euro

II 921 Euro 410 Euro

III       1432 Euro 665 Euro

Infos zum Modellprojekt
Pflegebudget:
www.pflegebudget.de



SCHWERPUNKT

18INFO-BRIEF 4/05

Bürgerversicherung Pflege

Gesundheitsministerin Ulla Schmidt plä-
diert für eine Bürgerversicherung Pflege.
Die SPD-Politikerin rechnet vor, dass die
privaten Kassen zehn Millionen Versicher-
te, aber nur 115.000 Pflegefälle hätten.
Deswegen konnten sie 13 Milliarden Euro
an Rücklagen ansammeln. Die gesetzli-
chen Pflegekassen hingegen seien bei 
70 Millionen Mitgliedern für zwei Millio-
nen Pflegebedürftige zuständig, darunter
eine sehr hohe Zahl an Risikofällen.
Mit einer Bürgerversicherung Pflege, in 
die alle Bevölkerungsgruppen einzahlen,
möchte Schmidt erreichen, dass die Kos-
ten der Pflege auf die gesamte Gesell-
schaft gleichmäßig verteilt werden.

ZAHLEN, DATEN
UND FAKTEN...

...RUND UM DIE 
HÄUSLICHE PFLEGE

PFLEGE UND HILFE ZU HAUSE

Pflegebedürftige 1.397.000

Pflegestufe I 783.000

Pflegestufe II 461.000

Pflegestufe III 153.000

Vorrangig hauswirtschaft- 
lich Hilfsbedürftige 2.989.000

täglicher Hilfebedarf 1.361.000
wöchentlicher 
Hilfebedarf 1.064.000
eher seltener 
Hilfebedarf 564.000

LEISTUNGEN DER 
PFLEGEVERSICHERUNG

Pflegebedürftige

Geldleistung 71%

Kombileistung 15%

Sachleistung 12%

Teilstationäre Leistung 2%

Quellen: Infratest Sozialforschung

ALTER DER 
HAUPTPFLEGEPERSON

bis 39 Jahre 11%

40 - 54 Jahre 27%

55 - 64 Jahre 27%

65 - 80 Jahre 26%

80 Jahre und älter 7%

keine Angabe 3%

Literaturtipps zur
Pflegesituation

Statistisches Bundesamt (Hrsg.):
Pflegestatistik 2003. Pflege im 
Rahmen der Pflegeversicherung.
Bonn, April 2005
www.destatis.de/allg/d/veroe/
d_pflege99.htm

Infratest Sozialforschung (Hrsg.):
Hilfe- und Pflegebedürftige in Privat-
haushalten in Deutschland 2002.
Schnellbericht. München, Juli 2003
www.bmfsfj.de (Ältere Menschen/
Hilfe und Pflege)

ver.di-Checkliste 
„Pflegeheim? Die Qual der Wahl“.
Kostenlos erhältlich bei 
www.verdi.de (Branchen/Gesundheit,
soziale Dienste/Pflegeinrichtungen/
Broschüren und Infos)

Uta van Deun: Alzheimer - Der lange
Weg des Abschiednehmens. R.G. Fischer
Verlag, Frankfurt/Main 2004.

Von Sozialhilfe abhängig

Nach Einführung der Pflegeversicherung
gingen die Kosten der Kommunen für sta-
tionär betreute Pflegebedürftige binnen
weniger Jahre um über 50 Prozent zurück.
Doch der Trend hat sich wieder umgekehrt.
Da die Leistungen der Pflegeversicherung
kaum der allgemeinen Preissteigerung
angepasst wurden, erhalten nun wieder
etwa zwei Drittel der rund 600.000
Pflegebedürftigen in Heimen Sozialhilfe.
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Frigga Haug (Hrsg.): Nachrichten
aus dem Patriarchat. Argument
Verlag, Hamburg 2005, 9,90 Euro.
Als der Flugbegleiter per Mikrofon
„einen Arzt“ für den Notfall an Bord
ausruft, rührt sich die Ärztin nicht. Erst
als die Ansage wiederholt wird und die-
ses Mal „eine Ärztin oder ein Arzt“ ge-
sucht wird, meldet sie sich. Nicht weil sie
eine „böse Frau“ sei, sondern weil sie,
„auf sich hält“, schreibt Luise F. Pusch.

Die Empfindlichkeit des feministischen
Sprachgefühls wird im Kampf gegen die
patriarchalischen Zustände auf eine harte
Probe gestellt. Was sich wiederum nur
mit bissigem Humor ertragen lässt. Die
Glosse als Waffe im feministischen
Kampf gegen die patriarchalischen
Zustände haben die Frauen der linken
Hamburger Zeitschrift „Das Argument“
kultiviert. In den vergangenen zwölf
Jahren kam da einiges unter dem Titel
„Nachrichten aus dem Patriarchat“ zu-
sammen. Spöttisch werden immer wieder
gerne die Kommentatoren der konserva-
tiven FAZ vorgeführt, wenn diese mal
wieder einen Chauvi-Sprachpatzer gelan-
det haben. Oder wenn es um die seeli-
schen Leiden europäischer Prinzgemah-
len geht, das Verschwinden der weibli-
chen Währungen Mark, Peseta, Lira oder
Drachme oder die Frage, wohin mit all
dem Sperma im Viagra-Zeitalter.

Die ironischen Glossen von bekannten
Autorinnen wie Frigga Haug, Silke
Wittich-Neven, Luise F. Pusch und ande-
ren gibt es nun als kleinen Sammelband.
Die Lektüre soll übrigens dazu anstiften,
„überall eine Kultur des Glossenschrei-
bens zu entwickeln“.

Ingeborg Wender, Aglaja Popoff
(Hrsg.): Mentoring & Mobilität.
Motivierung und Qualifizierung
junger Frauen für Technik und
Wissenschaft. Shaker Verlag,
Aachen 2005, 21,90 Euro.
Nur wenige Frauen entscheiden sich für
technische und naturwissenschaftliche
Berufe. Sieht man von Studiengängen 
wie Psychologie oder Biologie mit über-
durchschnittlich vielen Studentinnen ab,
so haben auch diverse Förderprogramme
wenig an der männlichen Dominanz in 
der Technik geändert.

Die drei Hochschulen in Braunschweig 
sind nun einen anderen Weg gegangen.
Ihr Kooperationsprojekt „Step in –
Mentoring & Mobilität“ beschäftigte 
sich in den Jahren 2001 bis 2003 mit 
vielfältigen Aspekten der Mobilität. Ob
Straßenplanung, Stoßdämpfer und Kata-
lysatoren im Auto, Verkehrsplanung oder
Mobilitätsverhalten bis hin zum Indus-
trie- und Computerdesign: Mehr als 
250 Schülerinnen nutzten Sommercamps,
Seminare, praktische Übungen, Exkursio-
nen und persönliche Kontakte zu Fach-
frauen, um sich beruflich zu orientieren.
Auch Konfliktsituationen von Frauen in
Männerberufen, etwa richtige Reaktionen
auf Mobbing oder Verhandlungssicher-
heit, wurden mit Unterstützung von Men-
torinnen durchgespielt.

Ingeborg Wender und Aglaja Popoff haben
eine umfangreiche und sehr detaillierte
Dokumentation dieses Projektes inklusive
Evaluation herausgegeben. Für Institutio-
nen, die ähnlich gelagerte Förderprojekte
planen, eine höchst informative Lektüre
mit Vorbildcharakter.
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DA S  A L L E R L E T Z T E

Ärgerlich, antiquiert, unnötig
Veronika Altmeyer, Vorstand T-Online; Nino Colneric, Richterin am Europäischen 
Gerichtshof; Herta Däubler-Gmelin, ehemalige Bundesjustizministerin; Erika Emmerlich,
ehemalige Präsidentin des Verbandes der Deutschen Automobilindustrie; Ursula 
Engelen-Kefer, stellvertretende DGB-Vorsitzende; Edeltraud Glänzer, Geschäftsführender
Hauptvorstand IG BCE; Heike Maria Kunstmann, Geschäftsführerin Gesamtmetall; Jutta
Limbach, ehemalige Präsidentin des Bundesverfassungsgerichts; Margret Mönig-Raane,
stellvertretende ver.di-Vorsitzende; Heide Pfarr, Direktorin der Hans-Böckler-Stiftung;
Kirsten Rölke, geschäftsführender Vorstand der IG Metall, Michaela Rosenberger, stell-
vertretende Vorsitzende der NGG, Dagmar Schiek, Professorin für europäisches Wirt-
schaftsrecht; Margrit Wendt, KBR-Vorsitzende der Post AG...

An dieser Stelle steht normalerweise eine Glosse. Es gibt Dinge, die mag frau einfach
nicht mehr glossieren, weil sie nur noch ärgerlich, antiquiert und unnötig sind. Zum
Beispiel folgenden Sachverhalt:

Ende Juli hat Bundeskanzler Gerhard Schröder die neun Mitglieder einer Kommission
benannt, die bis zum Herbst Vorschläge erarbeiten sollen, wie die deutsche Mitbestim-
mung europatauglich gemacht werden kann. Dem Mann sind einmal mehr nur
Geschlechtsgenossen eingefallen.

Deswegen veröffentlichen wir diesmal eine – natürlich erweiterbare – Liste von qualifizier-
ten Frauen, die der Riege dunkel gewandeter Herren in der Mitbestimmungskommission
innovative Impulse geben könnten. – Gefragt haben wir sie natürlich nicht. Das soll der
Bundeskanzler selbst übernehmen.

Dorothee Beck

ABONNEMENT-BESTELLUNG

HIERMIT BESTELLE ICH EIN ABONNEMENT DES INFO-
BRIEFES „FRAU GEHT VOR“ ZUM PREIS VON 13 EURO.
DER INFO-BRIEF ERSCHEINT ZWEIMONATLICH.


